Preußiſche Geſet ammlung 


—— Nr. 28. FIRE 


Ar. 10987.) Geſetz über die Haftung des Staates und anderer Verbände für Amtspflicht⸗ 
verletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt. Vom 
1. Auguſt 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. i 

Verletzt ein unmittelbarer Staatsbeamter in Ausübung der ihm anver⸗ 
trauten öffentlichen Gewalt vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, jo trifft die im § 839 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs beſtimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten den Staat. 

Iſt die Verantwortlichkeit des Beamten deshalb ausgeſchloſſen, weil er den 
Schaden im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem die freie Willens⸗ 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit 
verurſacht hat, ſo hat gleichwohl der Staat den Schaden zu erſetzen, wie wenn 
dem Beamten Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele, jedoch nur inſoweit, als die Billigkeit 
die Schadloshaltung erfordert. 15 

Die Verantwortlichkeit des Staates iſt ausgeſchloſſen bei Beamten, die 
ausſchließlich auf den Bezug von Gebühren angewieſen ſind, ſowie bei ſolchen 
Amtshandlungen anderer Beamten, für welche die Beamten eine beſondere Ver⸗ 
gütung durch Gebühren von den Beteiligten zu beziehen haben. 


9 3 
Wird der Staat auf Grund der Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 in Anſpruch 
genommen, ſo finden auf die Feſtſtellung, ob der Beamte ſich einer Überſchreitung 
ſeiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung 
ſchuldig gemacht hat, die für den Fall der Verfolgung des Beamten geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


9 3. 
Der Staat kann von dem Beamten Erſatz des Schadens verlangen, den 
er durch die im § 1 Abſ. 1 beſtimmte Verantwortlichkeit erleidet. Der Erſatz⸗ 
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anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Erſatz⸗ 
anſpruch des Dritten dieſem gegenüber von dem Staate anerkannt oder dem 
Staate gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. 


§ 4. 
| Die Vorſchriften der §§ 1 bis 3 finden auf die für den Dienſt eines 
| Kommunalverbandes angeftellten Beamten mit der Maßgabe Anwendung, daß 
an die Stelle des Staates der Kommunalverband tritt. Jedoch trifft bei Amts⸗ 
ö pflichtverletzungen von Standesbeamten die Verantwortlichkeit den Staat. 
Einem Kommunalverbande ſtehen gleich die Gutsbezirke, die Amtsverbände 
ö i und die zun Wahrnehmung einzelner kommunaler Angelegenheiten gebildeten Zweck— 
| verbände. 
| 5 5 5 
| At ri 65 % Die Vorſchrift des § 6 des Geſetzes über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
| M mt 17 15 Beziehung auf polizeiliche Verfügungen vom 11. Mai 1842 (eſetzſamml. 
| ae | 2709 f S. 192) gilt auch für die den Beteiligten nach dieſem Geſetze zuſtehenden Rechte. 
un M 9.2) 8 6 


| Soweit durch Reichsgeſetze oder Landesgeſetze für beſtimmte Fälle eine 
| Haftung des Staates oder der Kommunalverbände über den in jenen Geſetzen 
| beſtimmten Umfang hinaus ausgeſchloſſen iſt, finden die Vorſchriften dieſes Ge- 
| ſetzes keine Anwendung. 
| § 7. 


Den Angehörigen eines ausländiſchen Staates ſteht ein Erſatzanſpruch auf 
ö Grund dieſes Geſetzes nur inſoweit zu, als nach einer in der Preußiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung enthaltenen Bekanntmachung des Staatsminiſteriums durch die Geſetz⸗ 
| gebung des ausländiſchen Staates oder durch Staatsvertrag die Gegenſeitigkeit 
| verbürgt ift. 


§8. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1909 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
ö Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Odde, an Bord M. P. „Hohenzollern“, den 1. Auguſt 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rhein baben. v. Einem. Delbrück. 
Beſeler. v. Arnim. v. Moltke. v. Trott zu Solz. 
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